
Die gesamten Projektierungs- und Baukosten 
der neuen Tramlinie belaufen sich auf rund 264 
Millionen Franken. An den Kosten beteiligen 
sich sowohl der Bund wie auch die Gemeinden 
Bern und Ostermundigen. Der für den Kanton 
massgebende Kredit, der zur Abstimmung ge-
langt, beläuft sich auf rund 102 
Millionen Franken. Die Gemeinde 
Ostermundigen und die Stadt Bern 
haben ihre Beiträge bereits bewil-
ligt. Der Bau der neuen Luxus-
Tramlinie soll spätestens 2022 in 
Angriff genommen werden. Es 
wird somit mit einer Bauzeit von 
qualvollen fünf Jahren gerechnet.

Abgelehnte Tram-Projekte
Als Ersatz für die Buslinie Kö-
niz – Bern – Ostermundigen 
lancierten 2008 der Kanton und 
die Gemeinden Bern, Köniz und 
Ostermundigen das Projekt einer 
neuen Tramlinie. In der Stadt Bern 
wurde das Vorhaben 2014 ange-
nommen. Hingegen lehnten die 
Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger von Ostermundigen und 
Köniz dieses Vorläuferprojekt ab. 
Damit scheiterte das Projekt Tram 
Region Bern. Allerdings hat im 
April 2016 die Stimmbevölkerung 
in Ostermundigen einer Wieder-
aufnahme des Tramprojekts auf 
dem Ast Bern – Ostermundigen 
zugestimmt, wobei das Tram ge-
mäss Entscheid der Ostermun-

diger Stimmbevölkerung nicht mehr bis auf die 
Rüti fahren soll. Dieses Quartier soll grotesker-
weise weiterhin durch einen Bus erschlossen 
werden. Nach dem Volksentscheid in Oster-
mundigen hat der Kanton Bern die Arbeiten am 
Tramprojekt für den Ast Bern – Ostermundigen 
wieder aufgenommen. Voraussetzung für eine 
Realisierung ist, dass die finanziellen Beträge 
von Kanton und Stadt Bern bewilligt werden. 
In der Stadt Bern hat die Stimmbevölkerung 
den betreffenden Kredit im November 2017 
gutgeheissen.
Das Komitee «Nein zum Luxustram» spricht 
sich aus finanz- und umweltpolitischen sowie 
aus verkehrstechnischen Gründen gegen den 
geplanten Verpflichtungskredit für die Projektie-
rung und Realisierung von Tram Bern – Oster-
mundigen aus. Unsere Hauptargumente:
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Von
Stefan Hofer,  
Grossrat SVP,  
Präsident Komitee 
«Nein zum Luxus
tram», Bern

NEIN zum Luxus-Tram nach Ostermundigen!
Dank des kantonalen Referendums mit 10’399 gültigen Unterschriften des überparteilichen Komitees «Nein zum Luxus-Tram 
nach Ostermundigen» kann am 4. März 2018 über den Kantonsbeitrag von 102 Millionen Steuerfranken an die Projektierung 
und Realisierung von Tram Bern – Ostermundigen abgestimmt werden. Aus finanz- und umweltpolitischen sowie aus verkehrs-
technischen Gründen empfehle ich Ihnen, die Realisierung der geplanten Tramlinie von Bern nach Ostermundigen abzulehnen.

Eine Viertelmilliarde sparen! 
Ab 2030 können die bestehende Buslinie 10 und 
die S-Bahn die Pendlerströme zu einem Bruch-
teil des heutigen Kredits transportieren. Somit 
kann ein enorm hoher Betrag (das ganze Projekt 
kostet rund eine Viertelmilliarde) für sinnvollere 
und nachhaltigere Verkehrs-Projekte verwendet 
werden.

Zerstörung der Baum-Alleen!
Für den Bau der neuen Tramlinie werden die 
denkmalgeschützten Alleen an der Viktorias-
trasse und an der Ostermundigenstrasse zerstört: 
Rund 200 grosskronige Linden, Ahorne und 
Platanen sollen gefällt werden. Die geplante 
Ersatz-Pflanzung durch Jungbäume kann die 
heutigen, historisch gewachsenen, Alleen nie 
und nimmer ersetzen.

Keine direkte Verbindung mehr!
Durch das neue Tramprojekt wird die beste-
hende Buslinie 10 dreigeteilt. Über 1’000 Men-
schen, darunter viele Rentnerinnen und Rent-
ner, die im Quartier Rüti/Ostermundigen leben, 

Kantonale Abstimmung vom 4. März 2018

NEINzumLuxus-Tram
Bern – Ostermundigen

Auf dem Land werden Bahnhöfe geschlossen und
Postautolinien gestrichen.

Und die Stadt Bern will für 100 Millionen Franken
ein Luxus-Tram bauen?!

www.tram-ostermundigen.be / Nein zum Luxus-Tram! Postfach, 3001 Bern



BernAktuell� Ausgabe Nr. 215

Seite 2� Januar/Februar 2018

verlieren ihre direkte Verkehrsverbindung nach 
Bern. Groteskerweise soll nach wie vor ein Bus 
von der Endhaltestelle in Ostermundigen auf die 
Rüti führen.

Nachteil für Pendlerinnen und Pendler!
Wer pendelt, will vor allem eines: möglichst 
rasch von A nach B gelangen. Doch die Trams 
verkehren in Zukunft zu den Stosszeiten nur 
noch halb so häufig wie heute die Busse. Die 
Reisezeit, bestehend aus Fahrzeit und Wartezeit, 
wird sich also mit Sicherheit verlängern.
Teure drei Stunden!
Die Buslinie 10 wird heute, wie die meisten 
Linien im öffentlichen Verkehr, zu den Stoss-
zeiten am Morgen und Abend stark frequentiert. 
Ausserhalb dieser drei Stunden Hauptverkehrs-
zeit sind die Busse naturgemäss weniger stark 
ausgelastet. Der Bau einer Tramlinie – einzig zur 
Entlastung zu den Stosszeiten – ist ein grosser 
Luxus. Mit flexibleren Arbeits- und Schulzeiten 
und mehr Möglichkeiten, Arbeiten statt im Büro 
zuhause zu erledigen, wird sich das Problem der 
Stosszeiten ohnehin weiter entschärfen.

Nachfrage kann sinken!
Der Bahnhof Ostermundigen wird zwingend 
ausgebaut, der Takt der S-Bahn soll vernünfti-
gerweise erhöht werden. Mit dem Zug dauert die 
Reise zum Hauptbahnhof Bern nur sieben Minu-
ten, also weniger als halb so lange, wie sie mit 
dem Tram künftig dauern würde. Es ist davon 
auszugehen, dass in Zukunft viele Pendlerinnen 
und Pendler, statt die unglückliche Kombination 
von Tram/Bus, den Zug von Ostermundigen 
nach Bern nehmen werden und dadurch die 
Linie 10 weiter entlastet wird. Erfreulicherweise 
sind die Passagierzahlen auf der Linie 10 bereits 
in den Jahren 2013 bis 2015 leicht zurückge-
gangen.

Daher NEIN zum Luxus-Tram!
Mein Fazit: Das Transportaufkommen kann mit 
einem Ausbau der S-Bahn und Bussen vorläufig 
günstiger und flexibler bewältigt werden als 
mit einem neuen Tram. Mit der teuren Investi-
tion ins Tram ist zuzuwarten, weil der effektive 
Bedarf erst im Jahr 2030 definitiv feststeht. 
Die Steuerfranken, welche in den Bau der neu-
en, luxuriösen Tramlinie investiert werden soll, 
wird zwangsläufig an anderen Orten fehlen. Zu-
dem ist unklar, ob zu einem späteren Zeitpunkt 
weitere Investitionen in das bereits heute sehr 
kostenintensive Tramprojekt nötig sind. Wird 
das Projekt wie geplant umgesetzt, so führt dies 
zu einer unüberwindbaren «Tramwand» in der 
schönsten Gasse der Berner Altstadt, welches 
zum UNESCO-Weltkulturerbe gehört. Weiter 
müssten wegen des Trams in der Stadt Bern hi-
storisch gewachsene Baumalleen gefällt werden.
Aus all diesen Gründen habe ich mich ent-
schlossen, das kostspielige und unter dem Strich 
unnötige Luxus-Tram-Projekt mit ganzer Kraft 
zu bekämpfen. Stimmen auch Sie deshalb  
am 4. März 2018 mit Überzeugung Nein  
zum überrissenen Verpflichtungskredit von 
102 Millionen Steuerfranken für die Projek-
tierung und Realisierung von Tram Bern – 
Ostermundigen! Vielen herzlichen Dank!

JA zu No Billag –  
SRG, wir müssen reden.
Die Schweizerische Gewerbekammer, das Parlament des sgv, hat die JA-Parole zur No Billag 
Initiative beschlossen.
Für den Schweizerischen Gewerbeverband sprechen insbesondere folgende Argumente für ein 
JA zur No Billag Initiative:

• � Ein JA zur No Billag Initiative schafft willkürliche Steuern und Abgaben für Private und 
Unternehmen ab. Die Billag-Mediensteuer ist eine willkürliche und ungerechtfertigte Dop-
pelbesteuerung der Unternehmen. Diese Doppelbesteuerung ist mit einem JA vom Tisch.

• � Ein JA zu No Billag öffnet den Weg für eine neue und befreite SRG. Bei einem JA zu No 
Billag wird die SRG nicht verschwinden. Sie wird auch mit einem JA mit einem Budget 
eines Grosskonzerns in Milliardenhöhe weiterarbeiten können. Während die Einnahmen aus 
der Mediensteuer zurückgehen, sind neu substanziell höhere Einnahmen aus der Werbung 
über TV, Radio und Online zu erwarten. Die No Billag Initiative will, dass der Bund keine 
Radio- und Fernsehstationen mehr subventioniert. Fördergelder für einzelne Sendungen, 
Sendereihen oder konkrete Gefässe des Service public sind weiterhin möglich. Gerade für 
sprachliche Minderheiten oder Randregionen sind solche weitgehend unbestritten und wer-
den auch vom Schweizerischen Gewerbeverband sgv unterstützt.

• � Ein JA zur No Billag Initiative stärkt die Medienvielfalt: Der Koloss SRG ist für die Schweiz 
zu gross geworden. Die SRG ruiniert mit ihren Milliarden aus der Mediensteuer und ihrer 
aggressiven Wettbewerbsstrategie die privaten Medienhäuser. Mehr Markt ist notwendig, 
insbesondere bei den Deutschschweizer Medien. Der sgv lehnt die heutige carte blanche 
Lösung für die SRG ab, mit der sie quasi selber bestimmen kann, was sie produzieren will 
und was für Steuern sie dazu einfordert. Das ist willkürlich und undemokratisch. Ein JA zu 
No Billag erzwingt endlich die von der SRG und der Medienministerin seit Jahren blockierte 
und verhinderte Diskussion zu Umfang und Inhalt des Service public.

• � Ein JA verhindert die Verstaatlichung der gesamten Medienlandschaft in der Schweiz. In der 
aktuellen Medienpolitik ist eine weitere Verstaatlichung der Schweizer Medien vorskizziert. 
2019 will die Medienministerin ein neues Mediengesetz einbringen. Schon heute werden 
Forderungen für Subventionen analog der SRG auch für Printmedien oder Online-Portale 
erhoben. Diese Entwicklung wäre das Ende von Medienvielfalt und der freien Medien in der 
Schweiz. Dem muss entschieden entgegengetreten werden.
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Der Gemeinderat bietet Hand für ein Bundes
asylzentrum in der Stadt Bern: Werden dafür das  
Zieglerareal oder die Militärkaserne geopfert?

Bereits vor Jahren habe ich in meinem Artikel 
in Bern Aktuell «Die Geister, die ich rief, 
werde ich nicht mehr los! Verfehlte Wohn-
baupolitik in der Stadt Bern!» vor dieser ver-
hängnisvollen Entwicklung gewarnt. Im fol-
genden Artikel wird über den aktuellen Stand 
der gemeinderätlichen Politik orientiert. 

Die rotgrüne Stadt Bern als idealer 
Standort für ein Asylzentrum des 
Bundes?
Die rotgrüne Stadt Bern sprach sich in Ab-
stimmungen bekanntlich immer sehr deutlich 
für eine permissive Flüchtlingspolitik und sogar 
für die zusätzliche freiwillige Aufnahme von 
Asylanten aus. Entsprechende Vorstösse wurden 
im Stadtrat jedenfalls immer klar überwiesen. 
Als Zyniker könnte sich der Verfasser nun auf 
den Standpunkt stellen, dass die Stadt Bern dem 
Bund und dem Kanton freiwillig zusätzliche 
Areale für Asylzentren zur Verfügung stellen 
muss. Dabei könnte sogar derjenige Stadtteil, 
der sich bei Abstimmungen  jeweils am klarsten 
für mehr Asylanten aussprach, vom Gemeinde-
rat berücksichtigt werden.
Mit diesem Vorgehen würde dem Willen der 
rotgrünen Entscheidträger und Quartierverei-
nigungen bestmöglichst nachgekommen. Trotz 
dieser auf den ersten Anschein «bestechenden» 
Möglichkeit lehnt der Verfasser Asylzentren in 
Bern aber auch anderen Orten, in denen die 
Bevölkerung von den negativen Auswirkungen 
betroffen ist, klar ab. 
Einzig die Reithalle Bern könnte in ein Asylzen-
trum umgewandelt werden, wie dies die JSVP 

des Kantons Bern vor wenigen Tagen forderte. 
Die Nachteile für die betroffenen Anwohner 
und die Stadt würden durch die vollständige 
Umwandlung der Reithalle in ein Asylzentrum 
wahrscheinlich effektiv sogar kleiner, was selbst 
der Verfasser einräumen muss. Die negativen 
Auswirkungen der Reithalle lassen sich fast 
nicht mehr «toppen». Die Realisierung des Vor-
schlages der JSVP scheint allerdings gleichwohl 
nahezu ausgeschlossen: dies zumal sich RGM, 
die verstärkte Kulturlobby und der Denkmal-
schützer wohl gemeinsam für den Weiterbe-
trieb der Reithalle als wertvollen einzigartigen 
«Kulturbetrieb» aussprechen würden und sie 
diesen zentralen rechtsfreien Raum nicht mit den 
Asylanten teilen wollen. Dabei bleibt anzufü-
gen, dass die Anliegen des Denkmalschutzes je 
nachdem, wer diese einfordert, leider sehr unter-
schiedlich gehandhabt werden. Es sei in diesem 
Zusammenhang daran erinnert, dass die Anträge 
des Verfassers, der die Einhaltung der entspre-
chenden Bestimmungen des Denkmalschutzes 
durch die Betreiber forderte, vom Stadtrat immer 
klar abgelehnt wurden. Die Durchsetzung der 
Rechtsordnung in der Stadt Bern und die Einhal-
tung der Gebote der rechtsgleichen Behandlung 
durch die zuständigen Behörden erfolgen in der 
Stadt Bern – nach Auffassung des Verfassers – in 
diversen Lebensbereichen leider situativ getreu 
dem Grundsatz «wott ig nid, denn channi ig 
nid!»…

Der Verfasser ist allerdings grundsätzlich der 
Auffassung, dass die Hilfe für Flüchtlinge vor 
Ort erfolgen sollte. Dort kann mit ungleich 
effizienteren Mitteln geholfen werden. Zudem 
wird die Rückkehr der Flüchtlinge nach Be-
ruhigung der Lage von dort viel eher erfol-
gen, als nach vielen Jahren des Asyls, resp. der 
vorläufigen Aufnahme in Europa. Die Schweiz 
kann zudem ohnehin nicht ganz Schwarzafri-
ka bei sich aufnehmen. Als Bundesasylzentren 
wären zudem ohnehin vorzugsweise ehemalige 
abgelegene Truppenunterkünfte in den Bergen 
(z.B. Glaubenberg, evtl. Brünig) vorzusehen. 
Der Umstand, dass die Betreuer und Funktionäre 
an einem abgelegenen Ort Dienst tun müssen, 

wäre dabei ohne weiteres in Kauf zu nehmen. 
Bei Asylzentren des Bundes in Städten und 
Bahnhofnähe sind dagegen die Gefahren des 
Untertauchens (insbesondere nach Abweisung 
des Asylgesuches) und der Ausübung des Dro-
genhandels und anderer Delikte leider viel zu 
gross. 
Der Umstand, dass der Bahnhof Bern von den 
beiden gegenwärtigen Standorten (Ziegler und 
Feuerwehrkaserne) aber auch von der Militär-
kaserne (ehemalige Infanteriekaserne)  rasch 
erreichbar ist, erschwert die Kontrolle der Asy-
lanten und deren Besucher zusätzlich. Es sei in 
diesem Zusammenhang der Hinweis erlaubt, 
dass sich unter den Asylanten und den aner-
kannten und vorläufig aufgenommenen Flücht-
lingen vielfach gefährliche Personen befinden, 
gegen die Untersuchungen wegen schwerster 
Delikte gegen Leib und Leben geführt werden 
müssen und deren potentielle Gefährlichkeit im 
Rahmen der Aufnahme leider noch gar nicht 
genügend abgeklärt werden konnte. Es sei auf 
die unzähligen Fälle gefährlicher  Ausländer-
kriminalität durch Asylanten und Flüchtlinge 
verwiesen (Silvester in Köln 2016/2017 aber 
auch den aggressiven Somalier, der bei der Bar 
«Dead End» in der Nähe der Reithalle aus nich-
tigem Anlass einen Türsteher mit einer Schere 
tötete. Die Stadt Bern hat mit dem Zieglerspital 
und der Feuerwehrkaserne für die Asylanten ih-
ren Beitrag geleistet. Andere Gemeinden sollen 
nachziehen, wenn sie und die betroffene Bevöl-
kerung dies wirklich wollen. Leider wurde mit 
dem neuen Asylgesetz dem Bund die Möglich-
keit geschaffen, die (Nachbarschafts-)Rechte 
der betroffenen Anwohner einzuschränken und 
sogar zu enteignen! 

Was will der Gemeinderat von Bern?
Der Gemeinderat ist sich in dieser Frage offen-
sichtlich nicht ganz einig. Während der Stadtprä-
sident Alec von Graffenried (GFL) sich anfangs 
Dezember 2017 für eine Verlängerung des Stand-
orts Zieglerspital als Asylzentrum aussprach, 
brachte Frau Gemeinderätin Franziska Teuscher 
(GB) praktisch gleichentags die Militärkaserne 
ins Spiel. Im Rahmen der Beantwortung meiner 

Von 
Alexander Feuz, 
Fürsprecher, Stadt-
rat/Fraktionschef 
SVP und Grossrats-
kandidat
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kleinen Anfrage vom 16.11.2017 präzisiert der 
Gemeinderat nun seine Haltung.
Der Gemeinderat will beim Zieglerareal die 
Immobilien- und Entwicklungsstrategie für das 
hochwertige Wohngebiet Ziegler bis Ende  2018 
fertig stellen und anschliessend das Planerlass-
verfahren starten. Im Idealablauf sollte gemäss 
Gemeinderat danach die Volksabstimmung über 
ein entsprechendes Planungsinstrument stattfin-
den, so dass mit der Umsetzung der Planung ab 
2023 begonnen werden könnte. Dabei schränkt 
der Gemeinderat allerdings schon wieder ein, 
dass die Machbarkeit dieser Terminplanung 
von der Zurverfügungstellung der erforder-
lichen personellen Ressourcen abhängig sei. 
Während für die Zone für alternative Wohn-
formen (Stadtnomaden) sowie Planung Stadt-
entwicklungskonzept und Schützenmatte («La-
bor», Versuche) und Velorouten / Velooffensive 
offensichtlich Personal à gogo (im Überfluss) 
verfügbar ist, werden hier fehlende personelle 
Mittel vorgeschoben. Ich schliesse daraus, dass 
der Gemeinderat trotz der Öffentlichkeit und 
der Anwohnerschaft abgegebenes Versprechen 
einen Plan B bereit hält und eine Verlängerung 
offen halten will. 
Nachdem bereits nebst dem Ziegler ein Asylzen-
trum auf dem Areal der Feuerwehrkaserne (Nähe 

Viktoriaplatz und Kursaal) betrieben wird, for-
derte Frau Gemeinderätin Teuscher in den Me-
dien unlängst die Belegung der Militärkaserne 
als weiteres Asylzentrum des Bundes. Dieses 
Vorprellen und Vorgehen der Gemeinderätin 
befremdet: Auf meine Frage, wer denn heute 
Nutzer des Areals sei, ob es laufende Verträge, 
Dienstbarkeiten gäbe, wann diese auslaufen und  
ob eine Asylunterkunft auf dem Kasernenareal 
mit der Nutzungsordnung vereinbar sei, erhielt 
ich folgende Antwort: «Eigentümer des Kaser-
nenareals sowie der dortigen Gebäude ist der 
Kanton Bern. Der Gemeinderat hat bislang keine 
eigenen Abklärungen betreffend heutige und zu-
künftige Nutzungen vorgenommen.» Dagegen 
bezeichnete es der Gemeinderat als verfrüht, 
mit den berechtigen Nutzern und den betrof-
fenen Eigentümern und Anwohnern zu spre-
chen. Gleichwohl ist der Gemeinderat gemäss 
seiner Antwort bereit, Verhandlungen über einen 
über das Jahr 2023 hinausreichenden Betrieb 
eines Bundesasylzentrums in der Stadt Bern 
zu führen. Ob und wo so ein Standort realisiert 
werden kann, sei bislang nicht festgelegt. Es ist 
erstaunlich, dass der Gemeinderat von sich aus 
ein wichtiges bedeutendes Areal dem Kanton 
anbieten will, bevor er überhaupt abgeklärt hat, 
ob der Bund noch ein Interesse an dem Areal hat. 

Müssen militärische Kurse und Veranstaltungen 
in Zukunft auf dem Glaubenberg abgehalten 
werden, da der Gemeinderat keine Militärkurse 
und Truppen mehr in Bern will? Zudem sollte 
auf dem Kasernenareal (ehem. Infanteriekaserne 
an bester Lage) meines Erachtens nicht schon 
wieder ein weiteres Asylzentrum in der Stadt 
Bern erstellt werden. Wenn Bund und Kanton 
dieses Areal effektiv nicht mehr ganz oder ev. 
nur noch teilweise benötigen sollten, (ich denke 
z.B. als Bereitschaftraum und logistische Basis 
für Einsätze zum Schutz der Bundeshauptstadt, 
aber auch als ideales Kurslokal für den Bund und 
Vereinigungen), sollten hier Wohnungen und 
Dienstleistungsflächen für Gewerbe geschaffen 
werden. Ich bin auch hier gespannt, wie der 
Stadtrat über unsere dringliche erklärte SVP 
Motion befinden wird. 
Ich befürchte allerdings, dass der Gemeinderat 
und der Stadtrat sich im Gegensatz zum Gemein-
derat Lyss oder dem Regierungsrat von Schwyz, 
die sich zurecht gegen Asylzentren wehren, ein-
mal mehr wertvolle Areale preisgeben und sich 
nicht für die Interessen der betroffenen Bevöl-
kerung einsetzen wird. Andere Gemeinden des 
Kantons werden die Haltung der rotgrünen Stadt 
für einmal herzlich verdanken. Einstmals stolze 
Stadt Bern, wohin gehst Du?
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Von  
Sandra Schneider
Stadträtin / Sekre-
tärin SVP Biel & 
Seeland
Vizepräsidentin 
Junge SVP Kanton 
Bern
Präsidentin Junge 
SVP Biel-Seeland

Die Staumacher

Nach Jahrzehnten der Planung wurde im Ok-
tober vergangenen Jahres die Umfahrung bei 
Biel/Bienne, der sogenannte Ostast, eröffnet. 
Das neue Teilstück der Autobahn A5 erleichtert 
seitdem zahlreichen Automobilisten die Fahrt. 
Dank zwei neugebauten Tunneln verläuft der 
Durchgangsverkehr weitgehend um die Stadt 
herum. Auch zahlreiche Anwohner in der Uhren-
stadt konnten nun endlich aufatmen, welche 
bislang mit langen Verkehrskolonnen und Staus 
zu Stosszeiten leben mussten. Raschere Verbin-
dungswege für die gesamte Agglomeration und 
entlastete Strassen für die Stadtbewohner – eine 
Win-Win-Situation für alle, sollte man meinen.

Nicht so in Biel/Bienne. Wenige Wochen später 
installiert die grün geführte Bau- und Verkehrs-
direktion der Stadt Biel bereits neue Verkehrs-
schikanen. Nun staut sich der Verkehr erneut! 
Besonders einfallsreich waren die Planer bei ei-
ner Bahnunterführung zwischen der Madretsch-
strasse und der Mettstrasse. Konnte man zuvor 
in der Unterführung kreuzen, wird der Verkehr 
nun wechselseitig als Einbahnstrasse geführt. 
Eine Ampelanlage regelt den Verkehrsfluss. Wo-
bei von «Fluss» nur noch bedingt gesprochen 
werden kann: Der künstlich geschaffene Rück-
stau versperrt auf der Madretschstrasse eine 
vielgenutzte Kreuzung. Auf der anderen Sei-
te der Unterführung, der Mettstrasse, beklagen 
sich die Anwohner über Lärm, Abgas-Gestank 
und teils gefährliche Verkehrssituationen. Dabei 
war gerade letzteres einer der Gründe, weshalb 
das neue Verkehrsregime eingeführt wurde. Ein 
Vorhaben, das in der Theorie mehr versprach, 
als es nun in der Praxis halten kann. Weltfremd 
muss man auch die Überlegung bezeichnen, dass 

sowohl Einwohner als auch Gewerbebetriebe 
nun immer einen Umweg über die Autobahn 
machen, um innerhalb der Stadt Biel/Bienne 
ans Ziel gelangen zu können. Ein befreundeter 
Handwerker erzählte mir, dass sein Arbeitsweg 
statt die bisherigen fünf neu 15 bis 20 Minuten 
an Zeit beansprucht. Auf ein Jahr hochgerech-
net ist es viel «verlorene Zeit», welche er nun 
erst einmal wieder wettmachen muss. Ganz zu 
schweigen vom Mehrverkehr, der mit dieser 
Verkehrsmassnahme geschaffen wird.
 
Das Gegenteil von gut ist bekanntlich «gut ge-
meint». Nun dürfte man als Bürger (und nicht 
zuletzt auch als Steuerzahler) davon ausgehen 
dürfen, dass ein solch offensichtlicher Fehlent-

scheid korrigiert wird. In diesem konkreten Fall 
bedeutet dies, dass der ursprüngliche Zustand 
wieder hergestellt und der wechselseitige Ver-
kehr wieder erlaubt wird. Leider sprechen drei 
gewichtige Faktoren dagegen: 1. Es handelt sich 

bei Biel/Bienne um eine rot-grün geführte Stadt-
regierung. 2. Die zuständige Verkehrsdirektorin 
und Gemeinderätin gehört der Grünen Partei an. 
3. Der für die Umsetzung der «Stau-fördernden» 
Verkehrspolitik zuständige Abteilungsleiter ist 
ihr Parteikollege. Und so liegt es auch nicht 
fern, dass als Begründung für diese weltfremde 
Verkehrspolitik auch der «erzieherische» Aspekt 
genannt wird, an die sich Automobilisten ge-
wöhnen müssen – der Zweck heilige die Mittel.
 
Der Unmut in der Bevölkerung ist jedoch gross. 
Eine von der SVP zusammen mit betroffenen 
Anwohnern gestartete Petition hat innert we-
nigen Wochen weit über 1’000 Unterschriften 
zusammengetragen. Im Bieler Stadtparlament 

ist zudem mein Vorstoss für die Entfernung der 
«Stau-Ampel» hängig. Es ist an der Zeit, dass 
die Bieler Verkehrspolitik wieder in Bewegung 
kommt.
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Stopp der muslimischen Sonderforderungen – 
Schluss mit Halal – keine Extrawurst für  
muslimische Fundamentalisten

Es ist „nicht das Fremde, das am Islam stört, 
sondern das allzu Bekannte, das was wir aus 
der Vergangenheit kennen. Der Islamismus hat 
Europa im Würgegriff – ein Sicherheitsgefühl 
existiert nicht mehr. Aus der friedlichen Weih-
nachtszeit wird die der Betonblöcke und der Un-
sicherheit. Islamisten erreichen ihr Ziel nun ganz 
ohne eigenes Zutun – auch in der Stadt Bern. 
Ursache dafür ist der fehlende Handlungswille 
der Legislative und Exekutive in der Stadt Bern.
Nach Geschlecht getrennter Schwimmunter-
richt an Schulen, Verweigerung von christlichen 
Ritualen wie z.B. Weihnachten oder Ostern, 
Kinder-Ehen, Zwangsehen und Polygamie um 
nur einige dieser Sonderforderungen zu nennen.
Die realen Zustände in jenen Ländern, in denen 
der Islam Staatsreligion ist, die also tatsächlich 
zum Islam gehören, erscheinen mir nicht beson-
ders attraktiv. Offen gesagt finde ich sie sogar 
abstossend. Geschlechtertrennung, Frauenver-
schleierung, Körperstrafen, Hinrichtungen, Zen-
sur, Speisevorschriften, religiöser Gesinnungs-
terror, Alkoholverbot, Bildungsfeindlichkeit, 
Analphabetismus, Wissenschaftsfeindlichkeit, 

Kunstfeindlichkeit, ein öffentlicher Raum, in 
dem kollektive Vorschriften gelten und man sich 
nicht frei bewegen kann: Wir wollen so nicht 
leben!
In der Schweiz geniessen Muslime nicht nur 
mehr weltliche Freiheiten, sondern auch mehr 
religiöse Freiheiten als in jedem Land der isla-
mischen Welt. Wer diese Freiheit missbrauchen 
will, um gegen sogenannte Ungläubige mobil zu 
machen, ist unser Feind.
Wenn in Pakistan, in Saudi-Arabien und im Iran 
die Glocken christlicher Kirchen läuten und 
Christen dort unbehelligt ihre Religion ausüben 
dürfen, dann werde ich meine Haltung zum 
Muezzinruf überdenken. Was stattdessen dort 
geschieht, wissen Sie selbst: Das Christentum 
wird von Muslimen vertrieben.
Die entscheidende Bruchlinie in unserem Land 
verläuft keineswegs zwischen Muslimen und 
Nichtmuslimen – ich nehme die radikalen Mus-
lime hier bewusst aus –, sondern zwischen Re-
alisten und Ideologen, zwischen Freiheitlichen 
und Sozialisten, zwischen Konservativen und 
Linken, zwischen Patrioten und Verächtern. Die 
Schweizer Muslime werden sich in den nächsten 
Jahren entscheiden müssen, auf welcher Seite sie 
stehen, jeder einzelne für sich.
Dabei steht die entschlossene Bekämpfung des 
radikalen Islams, die Ausschaffung radikalisier-
ter Muslime und die rasche Anpassung sowie 
knallharte Durchsetzung unserer Rechtsordnung 
im Zentrum. Dies ist gerade auch im Interesse 
der Mehrheit der Muslime in unserem Land.
Am 30. November 2017 habe ich den Gemein-
derat aufgefordert, folgende Massnahmen zu 
ergreifen:

1. �Islamische Gebetshäuser, Organisationen und 
Institutionen, welche in irgendeiner Art und 
Weise die Verbreitung oder Vertretung des 
Islams oder von Muslimen fördern oder wahr-
nehmen, dürfen weder direkt noch indirekt 
aus dem Ausland finanziert werden.

2. �Alle Moscheen in der Stadt Bern müssen be-
kannt sein sowie überwacht werden und die 
Behörden haben bei jeglicher Verletzung der 
schweizerischen Rechtsordnung einzuschrei-
ten und diese zu schliessen.

3. �Sämtliche betroffenen und für die Sicherheit 
unserer Bevölkerung verantwortlichen Behör-
den auf Gemeindestufe der Stadt Bern müssen 
einen raschen und uneingeschränkten Infor-
mationsaustausch im Zusammenhang mit der 
Erkennung, Identifizierung, Überwachung 
und Verfolgung von radikalen Islamisten auf-
bauen (Informationsaustausch).

4. �Eine systematischere Überprüfung von Sozi-
alhilfedossiers von Islamisten.

5. �Er erlässt ein wirksames Instrumentarium 
gegen Kinder-Ehen, Zwangsehen und Poly-
gamie.

6. �Er verbietet die Verhüllung des eigenen Ge-
sichts im Personalreglement und erlässt ein 
Verhüllungsverbot in den öffentlichen Institu-
tionen der Stadt Bern.

7. �Er erlässt ein Verbot von Halal-Fleisch an den 
Schulen und öffentlichen Einrichtungen der 
Stadt Bern.

Liebe Leserinnen und Leser: «Ich sehe we-
sentliche Errungenschaften der Aufklärung in 
Gefahr, wenn wir den Weg der ungeregelten 
Migration, verbunden mit dem Import eines 
religiösen Radikalismus, weitergehen». 

Von
Henri-Charles  
Beuchat, Stadtrat 
SVP Bern

Kand.Nr. 11.02.9
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Von Grossrätin 
Sabina Geissbühler-
Strupler  
3037 Herren
schwanden

Jetzt haben wir den Beweis:  
Das Frühfranzösischlehrmittel 
ist untauglich! 

Ich verlangte als Grossrätin, dass der Regie-
rungsrat die für mich untauglichen Lehrmit-
tel «Mille Feuilles» und «Clin d’Oeil» vorerst 
mit Versuchsklassen testen müsse. Doch da-
von wollte Regierungsrat Pulver nichts wissen. 
Da im Kanton Bern der Bildungsdirektor auch 
einschneidende Entscheide selber treffen kann, 
wurden für diese Lehrmittel flächendeckend ca. 

14 Mio. CHF im Jahr und für Zusatzausbil-
dungen für Lehrpersonen ca. 4 Mio. CHF «ver-
pulvert».
Zum Glück hat nun eine erfahrene Sekundar-
lehrerin, welche selber mit den Lehrmitteln im 
Frühfranzösisch gearbeitet hat, eine Masterar-
beit zum Thema «Französischlehrmittel» ge-
macht. Sie hat Klassen verglichen, welche zwar 
mit den unterschiedlichen Lehrmitteln (Bonne 
Chance und Mille Feuilles / Clin d’Oeil»), aber 
mit gleich vielen Unterrichtslektionen (ca. 600) 
unterrichtet worden waren. 

Die Studienergebnisse sind ernüchternd, 
denn die sprachlichen Leistungen der Kinder 
mit den neuen Lehrmitteln waren signifi-
kant schlechter. Die Konsequenz muss sein: 
Rückzug dieser teuren Frühfranzösischlehr-
mittel und leichte Überarbeitung des «Bonne 
Chance»!

Schiller  
wäre heute  
ein Rassist

Von Dr. Dragan J. Najman, Baden 

Einer der berühmtesten Dichter der Weltlite-
ratur, Friedrich von Schiller (geb.1759), wäre 
heute ein Rassist. In seinem Drama «Die Ver-
schwörung des Fiesco zu Genua», (meistens nur 
«Fiesco» genannt), schreibt er im 3. Aufzug, 4. 
Auftritt: «Der Mohr hat seine Arbeit getan, der 
Mohr kann gehen». Dieser Satz ist besser be-
kannt unter dem Sprichwort «Der Mohr hat sei-
ne Schuldigkeit getan, 
der Mohr kann gehen». 
Jetzt könnten einige 
Nichtstuer ein Komitee 
gründen mit Namen, 
wie z.B.  «Komitee zum 
Verbot der Verbreitung 
von Texten von Schil-
ler»; dieser war ja of-
fenbar ein Rassist.

www.erichhess.ch

Janosch Weyermann	 Erich Hess
Präsident Junge SVP Stadt Bern	 Nationalrat und Stadtrat
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per und Kopf traktiert, der Sohn musste 
mit erheblichen Verletzungen hospitali-
siert werden. 
In Zürich, vor dem Spiel FCZ-GC, wur-
de ein 14-jähriger von Unbekannten mit 
mehreren Faustschlägen und Fusstrit-
ten traktiert. Er musste mit erheblichen 
Verletzungen am Kopf und Oberkörper 
ins Spital eingeliefert werden. 

Ein Klima der Angst 
schaffen

Viele Bürger wissen nicht mehr, was sie 
sagen oder schreiben dürfen, dies war 
mit Sicherheit nicht der Sinn der Ras-
sismus-Strafnorm. Doch offensichtlich 
stehen heute weniger die Straftäter im 
Visier der Justiz, verfolgt und bestraft 

werden diejenigen, die über von Ausländern begangene 
Straftaten berichten.

Bund verlängert die Fern-
konzession der SBB um zwei 
Jahre

Den Entscheid, welche Fernverkehrslinien ab dem 
Fahrplanwechsel 2019 den konkurrierenden Bahnunter-
nehmen SBB und BLS zugesprochen werden, will er bis 
Mitte 2018 kommunizieren. 

Aargauer Regierungsrat 
möchte «Ausland-Aargauer» 
im Ständerat

Der Aargauer Regierungsrat möchte die Verfassung ent-
sprechend auf die Wahlen 2019 anpassen. Es besteht 
aber wohl noch ein gewaltiger Unterschied, ob Ausland-
schweizer an den Nationalrats-Wahlen teilnehmen dür-
fen, gegenüber je zwei Kantonsvertreter im Ständerat. 
Wenn Auslandschweizer schon Einsitz im Ständerat 
erhalten sollten, müsste dies auf Bundesebene erfol-
gen, der Ständerat müsste um zwei Sitze «Ausland-
Schweizer» angehoben werden. Dies darf keinesfalls 
auf Kosten der Kantone geschehen. Auch den Gelüsten 
von Mitte-Links, für die Einführung des Stimm- und 
Wahlrechts für niedergelassene Ausländer, sollte klar 
entgegengetreten werden. Das Stimm- und Wahlrecht 
soll ausschliesslich Schweizer Bürgerinnen und Bürgern 
vorbehalten bleiben. Schon das Stimm- und Wahlrecht 
für Doppel-Bürger (Eingebürgerte) ist für viele Eidgenos-
sen bereits fragwürdig. Wer Schweizer werden will, soll 
auf das alte Bürgerrecht verzichten ! 

Informatik wird zum Pflicht-
fach an Gymnasien

Für die nächste Generation dürfte codieren so wichtig 
werden wie Mathematik oder Englisch. Die kantonalen 
Erziehungsdirektoren starten eine Anhörung, ob Infor-
matik zum Pflichtfach am Gymnasium erklärt werden 
soll. 

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

Über 10’000 Menschen pro-
testierten in Berlin gegen die 
nationalkonservative AfD

Die Teilnehmer warnten vor Rassismus und einem 
Rechtsruck im neuen Bundestag. Der Bundestag dürfe 
nicht zum Sprachrohr für Rassismus und Diskriminie-
rung werden. 
Die AfD hatte die Demonstration als «Stimmungsma-
che» gegen ihre Abgeordneten und «Anschlag auf die 
Demokratie» kritisiert. Die rechtspopulistische Alternati-
ve für Deutschland (AfD) war bei der Bundestagswahl 
mit 12,6% drittstärkste Kraft geworden und verfügt über 
92 Sitze im Parlament. 

17-jähriger Lette verletzt 
mehrere Leute mit Axt in 
Flums

Der Täter hat auf dem Postplatz mehrere Personen 
angegriffen, flüchtete mit einem entwendeten Auto, ver-
unfallte mit diesem, flüchtete zu Fuss weiter zu einem 
Tankstellenshop, wo er weitere Personen verletzte. Dort 
konnte er nach Schusswaffengebrauch durch die Polizei 
festgenommen werden. 

EU-Ausländer müssen in Zu-
kunft gleich bezahlt werden 
wie Einheimische

Die EU-Länder schmiedeten einen Kompromiss über 
verschärfte Regeln gegen Lohn- und Sozialdumping. 
Allfällige Auswirkungen einer Revision der EU-Entsen-
derichtlinie auf die Schweiz sind noch offen. In Bundes-
bern gehört jedoch der autonome Rechtsvollzug zur 
Tagesordnung! 

Fussballfans in Basel und 
Zürich verprügelt

In Basel, im Anschluss an das Spiel Basel-Thun, wurde 
ein 56-jähriger Vater und sein 29-jähriger Sohn aus Ber-
lin von Vermummten mit Fusstritten gegen den Oberkör-

Ein Vorstandsmitglied des PIKOM hat das Wort: 

Den Bezug zur Realität verloren

Bereits ein kurzer Rückblick auf das vergangene 
Jahr lässt erahnen, dass gewisse Politikerinnen 
und Politiker auch im neuen Jahr der Bevölke-
rung wieder jede Menge Märchen auftischen 
werden. Apropos Märchen. Bastien Girod, 
Nationalrat der Grünen, möchte das Märchen 
«Dornröschen» der Gebrüder Grimm überar-
beiten lassen, weil ein Prinz die schlafende 
Prinzessin wachküsst und er in dieser Szene ein 
sexistisches Rollenbild erkennt. Nach der er-
folglosen Offroader-Initiative haben die Grünen 
endlich die wirklich wichtigen Probleme der 
Schweiz erkannt.
 
Etwa in die gleiche Märchenstunde gehört das 
neue Migrationspapier der Juso, in welchem 
sichere Fluchtwege, die Abschaffung der Gren-
zen, das Recht auf eine weltweite Niederlas-

sungsfreiheit und die Anerkennung von Armut 
als Asylgrund gefordert werden. Eigentlich wäre 
dieser Forderungskatalog zum Lachen. So rich-
tig zum Heulen wurde er jedoch durch Bundes-
rätin Simonetta Sommaruga.
 
Anstatt ihrer Kindergartenfraktion mitzuteilen, 
dass mit dem Migrationspapier Schrott pro-
duziert wurde, fand sie nämlich noch lobende 
Worte und sprach von einem wertvollen Dis-
kussionsbeitrag. Den Punkt der sicheren Flucht-
wege nahm sie sich gar sofort zu Herzen und 
plant nun eine Luftbrücke von Libyen in die 
Schweiz, damit die Migration in unsere Sozial-
werke munter fortgeführt werden kann.
Und auf Ende Jahr hat die gleiche Bundesrätin 
erneut für Aufmerksamkeit gesorgt. Als Gegen-
vorschlag zur Initiative «Ja zum Verhüllungs-
verbot» möchte sie nämlich nur jene bestrafen, 
die eine Frau zum Tragen einer Verschleierung 
zwingen. Da wird sich die Polizei bestimmt 
freuen, wenn künftig jede verschleierte Frau 
angesprochen werden muss, um abzuklären, ob 
sie sich das Stoffgefängnis auch tatsächlich frei-
willig übergezogen hat.
 
Für das Jahr 2018 wäre zu wünschen, dass ge-
wisse Kreise zurück in die Realität fänden. Die 
Bevölkerung unseres Landes hätte es wahrlich 
verdient.

Von Janosch 
Weyermann,  
Grossratskandidat, 
Präsident Junge 
SVP Stadt Bern, 
Bern


